
Hrj chetnt an jedem Werk-
ag, Bestellungennehmen
sämtliche Postanstalten

and Postboten entgegen.

BezugSpreiS :- tn
Nagold , durchd.Agenten.
durchd.Post einschl. Post-
zebühren monatl . 2o.»

Einzel >ummer 70 L-

stnzeigen -Gebühr für die
-inspaltige Zeile aus ge¬
wöhnlicher Schrift oder
cersn Raum bei emmali-
zer Einrückung 8. —,
sei mehrmaliger Rabatt
nach Tarif . Bei gerichtl.
Beitreibung u. Konkursen
N der Rabatt hiniällia

Gegründet 1826. NügoldEr TSgbiM Fernsprecher Nr. 20.
Schnstleiruns , Druck und « erlag von « . W 3 aller «Karl Zailkr ) Nllgold. _ _ _ ^

Serbreitetste Zeitung tui
Oberamtsbezirk . — An¬
zeigen find daher von

bestem Erfolg.

Für relks. Aufträge wird let-
nerlei Gewähr übernommen.
SS wird keine Gewähr dasüe
übernommen , daß Anzeigen
oder Reklamen in bestimmten
Ausgaben oder an der ge¬
wünschten Stelle erscheine» .
In Fällen von höherer Ge¬
walt besteht kein Anspruch au!
Lieferung der Zeitung oder aus
Rückzahlung d. Bezugspreise»

Telegramm -Adrcfle!
Gesellschafter Nagold.

Postscheckkonto:
Stuttgart 8113.

Nr. 156

Nun sind Wir soweit'
,3ch glaube, Latz der Niedergang Europas durch die

Aiadrusverlraga in drohendere Nahe gerückt ist, als durch
den Krieg. Mit jedem Tage sinkt es tiefer und tiefer.
Begründete Verbitterung steigt empor.'

Nikti: .Das friedlose Europa ' .
Aüf der Brüsseler Finanzkonserenz des Winters 1920/21,

einer jener zahllosen Konferenzen, die die Ausgabe hatten,
Deutschlands Zahlungsfähigkeit zu studieren, stellte Dr. Si¬
mons fest, daß Deutschland in zwei, drei Jahren so weit sein
würde, wie Oesterreich, wenn an den Entschüdigungsbedin-
gungen keine Aenderungen vorgenommen würden, die mit
der Wirklichkeit im Einklang stünden. Als diese Voraussage
ausgesprochen wurde, stand die österreichische Krone in Zürich
auf 1,80. Heute kostet ein Schweizer Franken 100 Reichs¬
papiermark. Wir sind soweit. Und manche Anzeichen sprechen
dafür, daß wir in der nächsten Zeit auf diesem Weg noch
einige Fortschritte machen werden. Wir haben  die öster¬
reichischen Verhältnisse, Verhältnisse, die mit jedem Tage
österreichischer werden, indessen die österreichischen längst den
russischen ähnlich werden.

Man wird nunmehr der Frage nicht mehr answrichen
können, an welchem Punkt der Markentwertung, des wirt¬
schaftlichen Tiefstands, dis Erfüllung des Friedensvertrages
aufhören muß. Zu wieviel Fristen, zu wieviel Stufen des
Leids sollen wir uns noch weiterschleppen, ohne mit aller
Energie zu versuchen, dem Irrsinn des Poincarismus zu be¬
gegnen? Wann ist das Matz von Geduld und Bitterkeit voll,
das dem Deutschen zu leeren bestimmt ist?

Wir meinen, daß dis Zeit gekommen ist, Entschlüsse zu
fassen. Der Zeitpunkt ist im Hinblick auf die Meinung des
Auslands nicht der ungünstigste. 100 Mark für 1 Franken
ist schließlich ein Beweisstück, für das auch- die Poincaristen
Sinn haben werden — jedenfalls hat die übrige Welt Ver¬
ständnis dafür! Das Gutachten der Bankierskonferenz, das
die Gewährung einer Anleihe an Deutschland vom Abbau
des Entschädigungswahnsinns abhängig machte, ist bisher in
Deutschland politisch unbenutzt geblieben. Man wird, stärker
als bisher, dem Gedanken Raum geben müssen, daß die
„Friedensverträge" nicht dazu angetan sind, den"Frieden zu
schaffen, daß sie vielmehr dier Vernichtung Deutschlands
dienen. Francesco Nitti,  einer der italienischen Minister¬
präsidenten der Kriegszeit, keineswegs deutschfreundlich, Hai
in seinem Buch „Das friedlose Europa" darüber mit aller
Deutlichkeit geurteilt:

.3n Wahrheit hat kein vernünftig Lenkender Mensch je
daran geglaubt, daß Deutschland mehr als einige Milliarden
jährlich bezahlen könne, und niemand glaubt ernstlich, daß
man ein kultiviertes Land dreißig Jahre unter Kontrolle halten
kann. Aber es rvinkke das Ziel, das das ganze Werk des
Vertrags beherrschte: Deutschland zu zerschmettern, Deutschland
zu zerstückeln, Deutschland zu erwürgen . Die Verträge waren,
wie Clemenceau sich ausdrückte, ein Mittel , den Krieg fort¬
zuführen.'
Das ist die Taffache, die Absicht Frankreichs wenigstens.

Die Haltung Poincares, der immer lauter mit Sanktionen,
Besetzungen und Versklavungen droht, je näher wir ans-
Ende unsrer Erfüllungsmöglichkeit gekommen sind, ist Be¬
weis für die Richtigkeit dieser Anschauung. Es gehört für
ein entwaffnetes, zermürbtes, politisch zerfleischtes Volk viel
Mut und Charakter dazu, diese Tatsache zu werten. Aber
Pflicht der politischen Führung ist's, zu dieser Erkenntnis
durchzudringen, ihr neue Methoden des Handelns anzupassen.
Es geht nicht weiter, wie es bisher — mit Ach und Weh —
zu gelten schien. Es ist nicht richtig, daß die Zeit für uns
arbeitet. Sie arbeitet zu langsam. Wir werden uns rühren
müssen ln unsrem Elend, hörbarer, als es seit Versailles je
geschehen ist. **

Der Umbau des Reichshauses
Die Selbstbestimmung der deutschen Länder.

Wir geben im Nachstehenden einer Zuschrift unsres Ber¬
liner Mitarbeiters Raum , ohne uns zu der Auffassung des
parlamentarischen Verfassers von dem Artikel 18 der Weff
marer Verfassung zu bekennen. Gewiß hätte der Artikel
Recht, wenn es sich nur darum handelte, den deutschen Ein-
zelstaaten eine arößere Selbständigkeit gegenüber der frühe-
ren Vormacht Preußen zu sichern. Aber das kommt längst
nicht mehr in Frage ; das Gelüste nach weiterer Selbständig¬
keit könnte heute nur noch etwa dem Reich geaenüb« !
geltend zu machen sein, das namentlich seit der großen Fi¬
nanzreform , seit der llebergabe aller Derkehrsanstalten an
die Reichsverwaltung usw. eine Zusammenfassung der Re¬
gierungsgewalt bewirkt hat, die schon mehr als einmal den
Widerspruch der vier süddeutschen Staaten hervorries. Es
sei nur an die Ministerpräsidentenbesprechungen in München
und Karlsruhe erinnert . Die Bedenken gegen die neue Aus¬
legung des Artikels 18 bewegen sich in der Richtung, daß er

Freitag den 7. 3uU 1922
auervmgs der Zerschlagung Preußens Tür und Tör öffnet.
Mit Oberschlesien hat es angefangen, Hannover wird, wie
der Verfasser selbst sagt, bald naHfolgen, und ein Ende ist
nicht abzusehen. Darüber können̂Schlagworte wie Gliede¬
rung und — Selbstbestimmung nicht hinwsgtäuschen. Die
Zerschlagung Preußens wäre aber ein Unglück für das
Reich und seine Zukunft, und die starre Reichseinheit wäre
um diesen Preis doch zu teuer erkauft. Die Schriftleitung.

Ein parlamentarischer Mitarbeiter schreibt mir: In der¬
selben ReichsLagssitzung, in der Ende voriger Woche die Ge-
treideumlags beschlossen wurde, ging auch das Gesetz durch,
das die Ausführung des Artikels 18  der Weimarer
Reichsversassungregelt. Der wichtige Augenblick darf in den
Wirren dieser Page nicht übersehen werden. Es handelt sich
um die künftige" Gliederung des republikani¬
schen Deutschlands in seine einzelnen
Stammländer.  Es handelt sich darum, die Vor¬
herrschaft Preußens,  wie sie aus der früheren
geschichtlichen Entwicklung überkommen ist, durch Selbst¬
bestimmung des Volkes zu brechen,  ohne das Reich zu
zerschlagen. Artikel 18 der Verfassung bietet dazu die
Grundlage. Das neue Gesetz eröffnet die praktischen
Möglichkeiten.

Der Artikel 18 ist eine der umstrittensten Stellen der
Verfassung. Die unmöglichen Bedingungen von Versailles,
die militärische Fremdherrschaft in den Rheinlanden und
Oberschlesien verhinderten Deutschland, sein neues politisches
Dasein in Freiheit auszugestalten. Die zweijährige Sperr¬
frist, unter die Artikel 167 der Verfassung die schwierigsten
und wichtigsten Bestimmungen gestellt hatte,. ist vor einiger
Zeit- abgelaufen, ohne daß die erhoffte Klärung der Ver¬
hältnisse eingetreten wäre. Gleichwohl hat dis Neichsregie-
rung den Schritt gewagt, ein Aussührungsgesetzzum Art. 18
dem Reichstag vorzulegen. Sie mußte zwei Entwürfe vor¬
bereiten, da wesentliche Meinungsverschiedenheiten zwischen
ihr und dem Reichsrat bestandew

Zunächst handelte es sich um die Frage, unter welchen
Voraussetzungeneine Volksabstimmung  staltzufin-
den habe. Der Artikel 18 selbst spricht mit ausdrücklichen
Worten nur für den Fall von einer Abstimmung, daß ein
Drittel der wahlberechtigten beteiligten Einwohner es ver¬
langt. Die ReichSrericruttg folgert aber 'aus der Entstehungs¬
geschichte des Artikels, daß ihr daneben das selbständige
Recht zur Vornahme von Volksabstimmungen habe zu¬
gebilligt werden sollen. Und der Reichstag ist in feiner
Mehrheit der Anschauung der Reichsregierung gefolgt. Im
Reichsrat hatte sich Braun schweig  aus die Seite des
Reichs gestellt. Es kämpfte dort für die niedsrsachsischen
Selbständigkeitsbcstrcbungen, die in absetzbarer Zeit zur
Loslösung Hannovers  won Preußen führen werden.

Vielumstritten war ferner die Frage, ob einer nicht von
der Reichsrc-gierung angeordneten Volksabstimmungein
Zulassungs - und Eintragungsverfahren  vor¬
auszugehen hat. Auch hier hat die braunschweigische Auf¬
fassung schon im Rechtsausschuß des. Reichstags gesiegt, in¬
dem das öffentliche Eintragungsverfährendurch dis geheime
Vorabstimmung ersetzt worden ist, für welche die gleichen
Vorschriften wie für die Abstimmung selbst gelten sollen.

Von den Bestimmungen des Ausführungsgesetzes ist end¬
lich noch zu erwähnen, daß als stimmberechtigt nur die
Reichstagswähler anerkannt werden, die am Abstimmungs¬
tage Einwohner des Abstimmungsgebiets sind, und daß die
Einwohncreigenschaft von dem Wohnsitz oder dem einjäh¬
rigen Aufenthalt in dem in Frage kommendem Gebiet ab¬
hängig gemacht wird. Hier und da geäußerte Wünsche, die
Stimmberechtigung auf die seit längerem in dem Abstim¬
mungsgebiet seßhafte Bevölkerung zu beschränken und nach
dem Vorbild insbesondere der oberschlesischen Abstimmung
auf die im Abstimmungsgebiet Heimatberechtigten auszu¬
dehnen, sind nicht erfüllt worden, und konnten es wohl auch
nicht angesichts der Fassung des Artikels 18 selbst, der als
stimmberechtigt„die zum Reichstag wahlberechtigten Ein¬
wohner" bezeichnet.

Das letzte und eigentliche Ziel des Artikels 18 und feines
neuen Ausführungsgesetzes ist, den immer noch bestehenden
Gegensatz zwischen dem Reich und Preußen zu beseitigen.
„Das Ziel ist nich t," so führte der Redner der Bayerischen
Volkspartei im Reichstag, Aba. Dr. Beyerle,  aus.
„Preußen klein zu schlagen. Preußen wird immer der
größte Staat im Reich bleiben. Aber die anderen Stämme
des Deutschen Reichs wollen wie die Bäume eines Gartens
gleiche Freiheit, gleiche Möglichkeit der Entfaltung haben."

Deutscher Reichstag
Schuhgefctz

^ Berlin,  6 . Jull.
Auf der Tagesordnung, der gestrigen Neichstaassikung

stand die erste Beratung des Gesetzentwurfes zum Schutz der
Republik, verbunden mit einem Amnestiegesetz. Die Unab-
hängigen und die Mehrheitssozialdemokraten hatten dazu
verschiedene Anfragen eingebracht, die in der Donnerstag,
sitzung behandelt werden sollen. Zu dem Schutzgesetz erklärte
Reichsminister des Innern Dr. Köster,  an Stelle der er-
gangenen Verordnungen solle das Gesetz treten, da der Ar-
tikel 48 der Berfasivna so selten und so kurz wie möalick on-

96. Jahrgang
gewandt werden dürfe. Der Sumpfböden, "aus dein'die' klei¬
nen, feigen Mordgesellschaften entsproßen seien, müsse endlich
geheilt werden. Üeber Einzelheiten könne man reden. Im
übrigen stehe und falle die Regierung mit diesem Gesetz.
Weitere Gesetzentwürfe würden noch in dieser Sitzungs¬
periode folgen. Das Reich habe keine Aussührungsgewalt,
erst die Gewalt der Länder gebe die Macht. Das Reich sei
in Gefahr: jeder möge seine Pflicht tun,

Aba. Silberschmidt (Soz .) betonte, daß es sich um
ein Allsucchmezcsetz gegen rechts handle. Die Republik habe
bisher Geduld gehabt, doch sei es jetzt genug. Der Entwurf
gehe seiner Partei nicht weit gengg, vor allem müsse das
Reich die Ausiührungsgewaltbesitzen.

Abg. Dr. Bell  Ztr .) sagte, im Hinblick auf die politischen
Verbrechen müssen Maßnahmen zum Schutz der Republik er¬
griffen werden. Seine Partei stelle sich auf den Boden des
Entwurfs, Ausnahmegesetze lehne sie aber ab. Auch ein über¬
zeugter Monarchist solle seine Ansicht sachlich vertreten dür¬
fen. Für die Ausschußberatung behalte sich seine Partei di»
Aenderung von Einzelheiten vor,

Abg. Dr. Petersen (Dem .) erklärte, daß es sich bei dem
Gesetz um notwendige Ergänzungen des Staatsrechts handle,
das nach allen Seiten hin angewandt werden müsse.

Abg. Dr. Düringer (Dntl .) verurteilte die geheimen
Organisatione, die Verschwörungen und besonders den Mord
an Rathenau und erkannte grundsätzlich dis Maßnahmen des
Reichspräsidenten als berechtigt an. Ueberraschen müsse aber
die Erklärung des Justizministers, daß diese Verordnungen
aichschiichlich gegen rechts gerichtet seien. Seine Partei stehe
auf dem Boden der Verfassung. Das Gesetz sei ein trauriger
Beweis einseitiger Parteipolitik, weshalb seine Partei es in
dieser Form ablehne

Abg. Dr. Rosenfeld (Unabh .) forderte ein neues Dis-
ziplinarstrafgesetz, das die Entfernung von monarchistischen
Beamten ermögliche. Auch brauchten wir endlch einen repu¬
blikanischen Reichswehrminister.

Abg. Dr. Stresemann (DV .) erklärte, seine Partei
ei bereit, an dem Gesetz mitzuarbeiten. Die Mörderorgani-
ationen müßten ausgerottet werden. Die jetzigen Mitglieder

der Regierung könnten nicht für unsere üblen Zustände ver¬
antwortlich gemacht werden. Für unabsehbarêZeit sei der
WkeVe'räusbau Deutschlands nur möglich auf dem Boden der
Republik, die sich aber von Vilderstümerei fernhalten sollte.
Einzelne Bestimmungen des Gesetzes gingen weit über das
ehemalige Sozialistengesetz hinaus, was seine Partei nicht
mitmachen könne. Die Ausschreitungen in Darmstadt seien
unerhört. Es sei festgestsllt, daß auf den Tag der Kund¬
gebungen am Dienstag in Darmstadt 4SS Schutzleute beur¬
laub! worden seien. Wegen dieser Notiz seien die „Frank¬
furter Nachrichten" verbalen worden. Soll das die neue
Freiheit sein?

Abg. Leicht (B. Vp.) schloß sich den Erklärungen des
volksparteilichen und des Zentrumsrednersan. Abg. R e m-
mele (Komm .) findet das Gesetz nicht weitgehend genug
und fürchtet, daß die Verordnungen auch gegen links ange¬
wandt werden. Auch das Amnestiegeseß geht ihm nicht weit
genug. Vor allem verlangte er die Freilassung von Max
Holz.

Hierauf wurde das Gesetz zum Schutz der Republik und
ebenso das Amnestiegesetz dem Rechtsausschuß überwiesen. ,

A u s d e in Reich
Wilde Gerüchte in Berlin

Berlin, 6. Juli. Infolge des Nichterscheinens der bürger¬
lichen Blätter in Berlin werden die unsinnigsten Gerüchte
über allerlei neue MorVanschläge in die Welt gesetzt,
durch die — beabsichtigtermaßen— große Beunruhigung
hervorgerufen wird. Bon amtlicher Seite wird vor diesen
Lügengerichten gewarnt.

Zwei Millionen Mark Belohnung
Berlin» 6. Juli . Die Reichsregierung hat bekanntlich auf

die Ergreifung der Mörder Rathenaus eine Belohnung von
300 000 -K ausgesetzt. Anscheinend von privater Seite wurde
dann ein Preis von einer Million Mark geboten und neuer¬
dings wurde eine weitere Million ausgesetzt.

Zwickau in den Händen des Aktionsausschusses
Leipzig, 6. Juli. Nach den blutigen Kämpfen zwischen

der Sicherheitspolizei und den Linksradikalen in Zwickau
am Dienstag wurde am Abend die Polizeiwache gestürmt, die
Polizei entwaffnet und die Akten zerrissen. Auch die ganze
blaue Polizei ist entwaffnet. Auf beiden Seiten gab es Tote
und sehr viele Verwundete. Die Radikalen durchzogen die
Straßen und durchsuchten die Häuser nach Waffen. Autos,
die in den Straßen getroffen wurden, wurden beschlagnahmt
und die jungen Leute fuhren auf und davon. Die bürgerliche
Zeitung «Zwickauer Neueste Nachrichten' wurde zur Ein¬
stellung des Betriebs gezwuengen. Bon auswärts nach

.Zwickau ensandte Schutzpolizei wurde entwaffnet. Die
säck' -sie Negierung hat darauf ein Abkommen mit dem
Bolksrat in Zwickau getroffen, daß die auswärtige Polizei
sofort zurückgezogen wird und die Zwickauer Polizei sich
jeder Tätigkeit gegen die Arbeiter zu enthalten hak. In der



Stadt hak sich ein Aktionsausschuß aus den drei sozialistischen
Parteien gebildet. Dieser Ausschuß erläßt eine Bekannt¬
machung, daß seinen Anordnungen unbedingt Folge zu leisten
sei, wer sich widerseht, wird festgenommen. Der Ausschuß ist
am Donnerstag mit den Betriebsräten zu einer Vollversamm¬
lung zusammen getreten. Verschiedene Bürger wurden als
Geiseln festgesetzt.

Nicht LOS sondern6
Breslau, 6. Juli. In Peiskretscham(Oberschlesien) sind

bei dem Abschiedskoller der Franzosen nicht 600 (wie zuerst
infolge eines Fernsprechhörfehlers gemeldet wurde), sondern
glücklicherweise„nur" sechs deutsche Zivilpersonen erschossen
worden.

Vom Ausland
Der „betrügerische Bankrott" Deutschlands

Paris , 6. Juli . Die Blätter behandeln eingehend die
durch den Sturz der deutschen Reichsmark geschaffene Lage.
Das „Echo de Paris " spricht es offen aus, daß man die Ge¬
legenheit benützen müsse, um den bösen Willen Deutschlands
aller Welt klarzulegen, seinen Verpflichtungen sich zu ent¬
ziehen. Frankreich müsse sich jetzt freie Hand verschaffen und
vor allem die beschränkenden Bestimmungen vom 28. Juni
1919 über die Besetzung des Rheinlands beseitigen. Die
Sachlieferungen und die deutsche Zwangsarbeit in Frankreich
müsse nach Möglichkeit ausgenützt werden.

London, 6. Juli . „Daily Mail", ein Blatt Northcliffes,
schreibt(ganz im Sinn der französischen Hetzblätter), die
deutschen Großkapitalisten bereiten den betrügerischen
Bankrott  Deutschlands vor. Die „Westminster Gazette"
läßt sich aus Berlin berichten, in dortigen Finanzkreisen
fang« man an, an der Wiedergesundung Deutschlands zu
herzweifeln, und man glaube, daß es den Weg Oesterreichs
gehen müsse.

Abschaffung des Achtstundentags ln Frankreich
Paris , 6. Juli . Senator Jouvenal forderte die Regierung

üuf, den achtstündigen Arbeitstag wieder abzuschaffen, der
auch bereits in der Schweiz, in Spanien und in Ungarn im
Interesse der Wettbewerbsfähigkeit der Länder längst wieder
abgefchafft sei.

Der Fall Kahr im bayer. Landtag
München, 6. Juli . Der Landtag behandelte heute die

Anfrage der Unabhängigen über eine Rede des Oberpräsi¬
denten von Oberbayern, v. Kahr (früher Ministerpräsident),
der in einer geschlossenen Versammlung der Beamtsnvereini-
gung und der Studentengruppe-der Bayer. Volksparter die
Wiedereinführung der monarchischen Staatsform gefordert
habe. Minister des Innern Dr. Schweyer  erklärte, jedem
Staatsbürger stehe das Recht der freien Meinungsäußerung
zu. Die Versammlung sei eine geschlossene gewesen Ein Be¬
amter, der aus seiner monarchischen Gesinnung kein Hehl
mache, mache sich keiner Dienstpflichtverletzungschuldig, auch
wenn er die Wiederherstellung der Monarchie als ein erstre¬
benswertes Ziel bezeichne, sofern der gesetzmäßige Weg zur
Verfassungsänderung ins Auge gefaßt werde und die Form
der Aeußerung nicht beanstandet werden könne. Kahr habe
die Grenzen, die ihm das Gesetz und seine Stellung vorschrei¬
ben, nicht überschritten. Eine Aufforderung zur Wiederein¬
führung der Monarchie könne in der Rede Kahrs nicht er¬
blickt werden. Es liege also kein Grund vor, gegen ihn ein-
zuschreiten.

Ablehnung der Kalenderreform
Der Anreger der deutschen Sommerzeit, Herm. Rese in

Goslar, hatte eine Kalenderreform, die auch die Festlegung
des Osterfestes bezweckt, ausgearbeitet, die auf folgenden ein¬
fachen vier Regeln beruht:

1. Das Jahr wird in vier Teile von ie 91 Taaen (4mal

Kleines Feuilleton.
Hans Thoma über feine Kunst. In der Nationalgale. is

in Berlin wurde eine Ausstellung der Werks des berühmten
badischen Malers Hans Thoma  veranstaltet, die allgemein
bewundert wird. Diese Ausstellung hat einige Bekenntnisse
des nun dreiundachtzigjährigen Meisters veranlaßt in den
Briefen, die er im Zusammenhang mit der Ausstellung an
die Staatsbehörden schrieb und die Hans Makowsky im neue¬
sten Heft des Kunstwanderers veröffentlicht. „Gern hätte ich
Ihnen," schreibt er an Ludwig Justi, den Veranstalter der
Ausstellung, „mündlich gedankt, dafür, daß Ihre Stellung
im schönen Reich der Kunst es Ihnen ermöglicht hat, ein Stück
echtes Wesen deutscher Kunst zur rechten Zeit, wo wir es
brauchen, an das Licht des Tags zu bringen— Verborgenes
vuszufinden, es der Welt zu zeigen unsern Feinden damit
zu sagen: nicht nur so, wie ihr uns schildert, ist unser Volk,
sondern es war seit Lebensaltern ein still bescheiden kunst¬
sinnig Volk. Der geistige Grundzug unseres Wesens wird
wohl auch in Zukunft so bleiben— man könnte diesen Grund-
Zug Stille nennen, hinter welcher, sich selber fast unbewußt,
schöpferische Kraft steckt— verhaltene Stärke. Möge man
nun die deutsche Kunst klein nennen und beschränkt finden,
wir wollen sie erkennen und wollen anerkennen, daß sie, ob
klein, ob groß, unsere Kunst ist, aus der Tiefe der geheimen
Volksseele hervorgeht und daß sie ihren Zweck erfüllt, wenn
sie, als bescheidene Dienerin, die Vermittlerin zwischen Seele
und Seele wird. Wenn sie somit sich selbst versteht, so halte
ich es nicht für unmöglich, daß sie die Verbindung zwischen
sich fremden Volksseelen herstellt und so als eine Art von
Friedensengel durch die zerklüftete Welt wandert." — In
einem anderen Schreiben spricht er von seiner Entwicklung:
„Wenn man dieser Sammlung eine Benennung beilegen
null, welche so ungefähr ihr Wesen bezeichnen soll, so scheint?
es mir, daß keiner der gangbaren Kunstparteinamen daztt
passen will und in meiner ungewöhnlich langen Schaffens¬
zeit nie dazu passen wollte, so daß in der Mitte der siebziger
Lahre mich ein berühmter Münchener Kritiker den „nicht
talentlosen Erfinder der sozialdemokratischen Malerei nannte,-
dessen Bilder an Häßlichkeit mit den Altdeutschen und mit
dem Franzosen Courbet wetteiferten." Mit Politik hatten
und haben meine Bilder nichts zu tun. Und weil ich auch
nie daran dachte, „deutsche" Bilder zu machen, gerade deshalb

13 Wochen zu 7 Tagen) gleich 364 Tage eingeteitl vno oer
365. Tag ist der 31. Dezembek, Silvester.

2. Der 1. Januar ist stets ein Sonntag. Jedesmal der
1. Vierteljahrsmonat erhält 31 Tage, der 2. und 3. Mo¬
nat je 30 Tags.

3. Der Silvestertag und auch der Schalttag, der auf den
31. Juni gelegt wird, erhalten als überzählige Tage keine
Wochentagsbezeichnung.

4. Ostern wird auf den 8. April gelegt, wie es den
Wünschen des Deutschen Handelstags(1908) und des Deut¬
schen Pfarrertags (1910) entspricht. Dann füllt Pfingsten
auf den 26. und Weihnachten auf einen Montag, alsc
ebenso, wie auch Neujahr, niemals mehr mitten in die
Woche.

, Nese wurde von dem päpstlichen Nuntius in München
veranlaßt, eine Denkschrift auszuarbeiten und durch seine
Hand nach Rom gelangen zu lassen. Dort sollte unter den:
Vorsitz des Kardinals Mercier ein internationaler Ausschuß
bestehend aus französischen, englischen, belgischen und ameri¬
kanischen Astronomen zusammentreten, um die Kalender-
resorm und die Festsetzung eines bestimmten Datums für dar
Osterfest oorzunehmen. Anfang Mai tagte der Internationale
Astronomische Kongreß in Rom. Herm. Ress hatte gehofft
daß dieser zu der Frage her Kalenderreform Stellung nehmen
würde. Doch hat er sich in dieser Annahme getäuscht. Von
der Deutschen Botschaft beim Päpstlichen Stuhl erhielt er
auf eine Anfrage folgenden Bescheid:

„Der Intern . Astronomische Kongreß hat Anfang Ma!
hier getagt. Irgendwelche praktische Ergebnisse hinsichtlich der
Kalenderresorm hat er nicht gezeitigt. Es wurde sogar die
Auslösung des hierfür eingesetzten Ausschusses beschlossen, der
erst dann wieder zusammentreten soll, wenn von staatlicher
Seite der Lösung der Frage nähergetreten würde Dis nach
wie vor ablehnende Haltung des Vatikans gegenüber einer
Festlegung des Osterfestes dürfte auf diese Entscheidung nickst
ohne Einfluß geblieben sein.*

Berlin, 67 Juli . Reichstagsavg. Däumig,  der kürzlich
von einem Schlaganfall betroffen wurde, ist gestorben.

Hamburg, 5. Juli . Die Norddeutschen Spritwerke in
Billwärder stehen in Brand. Ein Feuerwehrmann ist tot,
drei schwer verletzt. Man befürchtet, daß auch einige Ar¬
beiter umaekommen sind.

Aus Stadt und Bezirk.
Nagold, den 7. Juli 1922.

Allgem. Orts - (Bezirks) -Krankenkasse Nagold. Am
nächsten SamStag fii.del eine Ausschußsitzung statt, in der
u. a. über dte.Emsührnng höherer Grundtöhr-e zu beschießen
ist. Sehr wahrscheinlich werden die erhöhten Grundlöhr.e,
die bei allen Löhnen über 60 tätlich eine Beitragserhöhung
zur Folge baden, schonv o m 3, Juli  1922 ab in Kraft treten.
Die Veröffentlichung der neuen Beitragssätze rc, kann erst
nach der Beschlußfassungdurch den Ausschuß, also erst an¬
fangs nächster Woche erfolgen. Den Arbeitgebern wird
empfohlen, die am Schluffe dieser Woche den Versicherten am
Lohn etwa zu wenig abgezogenen Krankenverstcherungsbeiträge
beim nächsten Zahltag auszugleichen. L.

Allgem. Orts (Bezirks-)Krankenkaffe Nagold. Das
Gesetz über WochenhtOe und Wochenfürsorge  hat
abermals Abänderungen erfahren. Der Entbindungskostn
beitrag ist von 100 auf 250 erhöht worden; findet etr-.e
Entbindung nicht statt, so sind als Beitrag zu den Kosten
bet Schwcrngerschaftkbeschwerdsn 50 zu bezahlen. Die
Mindesthöhe deS Wochengelds ist für seldstverstcherte Wöch¬
nerinnen auf 6 diejenige für Stillgeld auf 8 tätlich
festgesetzt. Das Wochengeld für nichtoerstcherte Angehörige
(Famtltenwochenhtlfe) beträgt 4,S das Stillgeld 8
Wochengeld wird auf die Dauer von 7l Tagen. Stillgeld
event. für 85 Tage gewährt. Wochenfürstorge erhalten wie
bisher Minderbemittelte bis zu 15000^ 6 Jahreseinkommen,

gcauoe ich, vag man mein künstlerisches Schaffen unbedenk¬
lich deutsch nennen kann. Meine Bilder kamen aus
dem Zwang einer deutschen Seele  hervor — das
ist das Band, welches ihre Vielgestaltigkeitzu einer Einheit
verbindet. Wenn nun ein Künstler, der durch Jahrzehnte hin¬
durch abseits und in der Stille verborgenen Schaffens das
Gefühl gewonnen hat, daß auch er in seiner Stille im harm¬
losen Schaffen etwas beigetragen hat zur-Erkenntnis echten
deutschen Wesens, darf er sich schon diesem Frohgefühl einj
wenig hingeben. Besonders wenn er 83 Jahre überschritten
hat, wo Frohgefühl nicht mehr in Hochmut übergehen kamrl
Seit das Unglück über Deutschland hereingebrochen ist und?
auf ihm lastet, haben wir uns gewöhnt zu sagen: Armes!
Deutschland! Aber wir wollen doch auch wieder hie und dck
aufschauen, da werden wir sehen, daß man das deutsche Volk
auch „reich"  nennen kann an edlen Gütern , die!
kein Feind uns nehmen kann ." — Und in emenn
Oankbrief auf die Glückwünsche des Reichskanzlers Dr. Wirth
sagt' er über sein Deutschtum: „Mein Deutschtum ist ange¬
boren: ich wußte nichts davon, aber es äußerte sich in meinem
Schaffen, das so ganz ohne Programm still seinen Weg ging.
Der Herr des Lebens hat mir viel Zeit geschenkt, so daß ich
üe nie zu Geld zu machen brauchte. Er gab mir ein im
ganzen rubiges Herz, gar nicht viel Ehrgeiz und ganz wenig
yochmctt^ ^ orge rein Methodist. Aus Len Kreisen der
Methodistenkirche wird uns folgende Zuschrift zugestellt:
In der letzten Wochenrundschau ist davon die Rede, Lloyd
George habe «bei einem Festmahl seiner Methodisten-Ge-
meinde in London" geredet. Dieses Festmahl sei zu Ehren
des Begründes der Sekte, John Weley, veranstaltet worden.
Nun ist aber .1. Lloyd George kein Mitglied der Metho¬
distenkirche, sondern war Baptist: 2. sind die Methodisten
kein« Sekte. — Beweis für 1: The Wesleyan, Methodist
Book Noom City Road London. Zur zweiten Behauptung
fei an eine Aeußerung von Professor Dr. Wurster, Tübingen
erinnert, der einmal in einem Kolleg im Sommer-Semester
1921 sagte: «Die Methodisten sind keine  Sekte, wir müssen
uns endlich von diesem alten Borurkeil befreien: es fehlt
ihnen das Hauptkennzeichen einer Sekte: nie und nimmer
haben sie den Ausspruch erhoben, eine Gemeinde der Heiligen
zu sein, in die nur der eintreten kann, der bekehrt ist: sie ver¬
werfen auch kein Sakrament, wie etwa die Kinderkaufe; sie
haben endlich keine besondere Lekre, sie steben wie wir auk

doch können für jeder bereits vorhandene Kind nunmehr
1500 in Anrechnung gebracht werden. An Wochengeld
für Minderbemittelte werden gewährt4.50 an Stillgeld
8 täglich. Anträge auf Wochenfürsorge sind wie seither
durch Veimittlung der Schultheißenämter zunächst an die
Allgem. Octskrankenkaffe zu richten; das VerstcherungSamt
entscheidet über die Anspruchsberechtigung. Außerdem erhalten
alle Wöchnerinnen, die Wochenhilfe oder Wochenfürsorge be¬
gehen, neben dem Entbindungskostenbeitrag freie ärztliche
Behandlung, fall« solche bet der Entbindung und bet Schwanger-
schafcsbeschwerden erforderlich ist. Die htefür nonvenütgen
Arzlscheine werden von der Krffenverivaliung in Nagold und
von der Verwaltungsstelle Alnnsteia ausgestellt. Das neue
Gesetz trat am23 Juni 1922bereits in Kraft. Für EntbtndungS-
fälle, die vor diesem Tage eiugetreten sind, ist das Wochen-
und Stillgeld für den Rest der Bezagszeit in dem eidöhten
Betrag zu bezahlen. g

Zum Einkommensteuergesetz. Die fortschreitende Geldent-
Wertung hat die Staffelung der Steuersätze bei der Einkom¬
mensteuer bereits überholt, und es wird von Gehalts- und
Lohnempfängern, so merkwürdig es klingen mag, mit Recht
als drückend empfunden, daß Einkommen über 50 000 oll,
aber unter 80—̂100 000 -4t mit mehr als 10 Prozent Abgabe
belastet sein sollen. Der Deutsche Gewerkschaftsbund(Ge¬
samtverband deutscher Angestellten-Gewerkschaften, christlicher
Gewerkschaften, Staatsbeamten- und Staatsc,ngestellten-Ge-
werkschaften) hat sich daher an den Reichstag gewandt mit
dem Vorschlag, die lOprozentige Besteuerung bis aus Ein¬
kommen von 100 060 -tt auszudehnen, für die weiteren
20 000 »ll eine Erhöhung des Steuersatzes auf 15 Prozent,
für die weiteren 30 000 -ll auf 20 Prozent und für die wei¬
teren 40 000 auf 25 Prozent usw. eintreten zu lassen bis
zum Höchstsatz von 60 Prozent.

Tierseuchenstand in Württemberg. Nach einer Zusammen¬
stellung des Statistischen Landesamts herrscht nach dem Stand
vom 30. Auli 1922 die Maul - und Klauenseuche in 10 Ober¬
ämtern, in denen sie sich auf 2-5 Gemeinden und 6 Gehöfte
(am 13. Juni 17 Ooerämtern, 36 Gemeinden und 61 Gehöfte)
verkeilt. Neu hinzugekommen sind 10 Gemeinden mit 19 Ge¬
höften. Die Pferderäude ist in 4 Oberämtern mit 4 Gemein¬
den und 4 Gehöften; die Schafräude in 16 Obercimkern mit
23 Gemeinden und 25 Gehöften verbreitet, während die Kopf¬
krankheit der Pferde in 17 Obercimkern mit 33 Gemeinden
und 28 Gehöften und die ansteckende Blutarmut der Pferds
in 16 Oberämtern mit 25 Gemeinden und 27 Gehöften
herrscht. Milzbrand ist im Oberamt Ehingen in einer Ge¬
meinde und einem Gehöft, Vläschenausschlag des Rindviehs
im Oberamk Baihingen in einer Gemeinde und zwei Gehöf¬
ten, Notz im Oberamk Leutkirch in je zwei Gemeinden und
Gehöften, Schweinerotlauf endlich im Oberamk Herrenberg in
je einer Gemeinde und Gehöft ausgetreten. Die Schweine¬
seuche und Schweinepest ist in zwei Oberämkern mit vier Ge¬
meinden und vier Gehöften noch nicht erloschen.

Anglückssall. Rohrdorf, 7. Juli . Gestern.nachmittag
verunglückte der tn den 60er Jahren stehende verh. Chr.
Bäuerle, Landwirt in seimm Hof derart, daß ihm der rechte
Fuß unterhalb des Knies herausgerffsen wurve. Mittels
Auto erfolgte seine Ueberführung ins Bez Krankenhaus Nagold.

Württemberg.
Göttelfingen» 7. Juli . Ein bedauerlicher Unglücksfall

trug sich letzten SamStag auf der Srraße zwischen Erfenbach
und Götte fingen zu. Der 51 Jahre alte Schneider Gottlied
Braun von hier fuhr mit einem mit Kühen bespannten Heu
wagen nach Hause, wobei hinlen sein ca. 8jähriger Neffe saß.
Plötzlich an einer abschüssigen Stelle sah das Kind den Onkel
auf einmal hinter dem Wagen auf der Straße liegen. In
dem Gedanken, der Onkel sei infolge seines kurzen FußeS hm-
gefallen und er werde schon Nachkommen, fuhr das Kind allein
weiter. Einige Zeit später wurde Braun dann von Paffan¬
ten aufgefunden, ein Rad ist ihm über den Kopf hinweg und
verursachte seinen sofortigen Tod.

den Schultern Luthers. Der Methodismus will llveryaupt
nicht die Lehre, sondern das Leben reformieren." Soweit
Wurster. Unserem deutschen Werk steht ein Bischof, Dr.
3. L. Nuelsen, vor, der ein sehr lesenswertes Werk «Die Ge¬
schichte des Methodismus" herausgegeben hak. Erst jüngst
wurde er von der Universität in Berlin zum Doktor der
Theologie ehrenhalber ernannt, eine Ehrung, die ihm jeden¬
falls nicht zu Teil geworden wäre, wenn er einer Sekte ange-
höxeir würde. T.

Du Uabe 3eiÜ*)
Sieba köpft ond fenfe g'rädert,
Drei verschaff«, oiner g'henkt,
Nomol drei en Abgrond g'schmiffa,
Ond a paar en's Meer versenktI
Scx verschtocha, acht verogltckt,
Zwoi vergiftet, zwoi verbrennt.
Mit d'r Aascht no z'dot ein g'schlaga,
Drei verlieret Füaß ond Händl
Oiner wird uf d'Schena Honda,
Wo d'r Zug glei drieber flitzt,
Ond a n-andrer kommt om d'Ohra
Ond kriagt no da Bauch ufg'schlitzt;
Läbtg werdet zwoi vergraba,
Weib ond Kruder no entstehn,
No a paar müaßt Hangers schterba,
Zwoi wernd z'dot elektrisiert,
Oiner wird vom Tiger g'freffa,
Oiner fltagt zom Fenschter naus,
Otn vertraplet Elefanta,
Oiner kommt en'S NarrahauSl
Zwischanei, da wird brav g'schtohla,
Ond a HauS en d'Luft nuf g'ssprengt,
Brücka deant se ontergraba,
Ond'S wird g'raubt ond brennt ond g'sengtl —
Wia, wo, wa», om'S HsmmelSwilla,
Jsch d'r Deisel loS am End?
O woher, — a Ktnodrama
Han e bloß beschrieb« g'eschwendl

") Entnommen dem fröhlichen Büchlein: ,Tri 1labatscher"
vonO. Keller(PerlagI . S. V. Wegner, Stuttgart).



Freudenstadt , 7. Juli . Tödlicher Unglücksfall.
Der am Sonntag abe.'d nach ll Uhr mit dem Psorzheimer
Personenzug ln'Karlsruhe angekommene verheiratete Glas¬
macher Franz Kreneck ans WutlenswKler fiel, kurz bevor
der Zug hielt, von der HinterenP attiorm eines Wagens
ruf die Schienen, wodurch ihm bet̂ e Beine unterhalb der
Kate abg-fahren wuiden. Montagf.üh 4 Uhr ist oer Ver¬
unglückt- gestorben.

Würkt. Regierung und Schuhgeseh
^kuksgark, 6. Juli. Der „Südd. Zeitung" wird aus Ver--

tm berichtet, daß der Stimmführer der württembergischen
Abordnung im Reichstag, Gesandter Hildenbrand (S .),
im Gegensatz zu der ihm von seiner Regierung erteilten An¬
weisung, für das Schutzgesetz gestimmt habe.

Dazu wird von zuständiger Seite mitgeteilt, daß die würt-
tembp/gische Regierung allerdings den Reichsratsbevollmäch-
tigtcn Hildenbrand angewiesen habe, eine Reihe von Ab-
änderungsantrcsgen  zum Gesetz zu stellen; eine An¬
weisung, gegen  das Gesetz zu stimmen, habe die württem-
beraische Negierung nicht erteilt.

Daraus scheint hervorzuaehen, daß der Gesandte Hilden¬
brand allerdings gegen die Anweisungen der Negierung ge¬
handelt hat, sofern er die Reihe von Abänderungsantragen
nicht gestellt zu haben scheint, sonst würde dies wohl in der
amtlichen Berichtigung erwähnt sein. — Das Schutzgesetz ist
vom Reickfirrat mit 48 gegen 18 Stimmen angenommen wor¬
den, es hat also die für die Verfassungsändenrung notwendige
Zweidrittelmehrheit gesunden. Wenn nun aber die vier
württembergischen Stimmen im Reichsrat ungültig  oder
der Gegenseite beizuzählen wären, so würde das Abstim-
mungsverhältnis 44 zu 22 sein.

LiustWrt, 6. Juli. Die Beflaggung des Rat-
Hauses.  Anläßlich der Beerdigungsseier für Nathenau
war das Stuttgarter Rathaus nur mit Fahne,, der württem-
bergiscchn Lan'desfarben beflaggt. Dies gab den sozialdemo¬
kratischen Blättern Anlaß zum Tadel. Amtlich wird nun
m'tgeteilt, daß die einseitige Farbenwahl auf ein Mißver^
ständnis  zurückzuführen sei, man habe nämlich nicht ge¬
wußt, ob das städtische Hochhauamt, dem die Beflaggung ob¬
liegt. eine geeignete Fahne in d->u neuen Reichsfarben besitze.

Dem Landtagsabg. Pflüger (Soz .) wurde eins Re¬
gierungsratsstelle im Arbeits- und Ernährungsministerium
übertragen. Pflüger wa>- bisher Borstand des Landesbrenn¬
stoffamts.

RMstcn OA. Hsrrenberg, 6. Juli. Dur ch Blitzs chl a g
wurde das Landwirischaftsgebäude des Müllers Krauß  ein-
tMschert. Pferds und Vieh wurden gerettet.

Loisüncena. Lk.. 6. Juli. Der Mörder verhaftet.
Aus se-:ier"2lrbeitsstätte in Donzdors wurde gestern vormittag
der 19 Jahre alte Schlosser Albert Kibler  von Winzingen
verhaftet. Er hat ciugeftandcn, die 13jährige Bauerntochtsi
Maria Grimm von Winzmocn in der Nähe von Donzdors
xelölct zu haben. Der Mörder wurde heute nach Stuttgart

Dis Tkollage der Presse. Dem Vernehmen nach will jetzt
der Reichswirtschaftsrat dem Gesetzentwurf über die Maß¬
nahmen gegen die wirtschaftliche Notlage der Presse einiges
Leben einhauchen. Aber auch er hat den Entwurf einstweilen
an einen ISköpfigen Arbeitsausschußüberwiesen„zur be¬
schleunigten Beratung". Mit diesen Beratungen am grünen
Tisch ist aber der Presse nicht geholfen. Was dabei heraus¬
kommt, sieht einem Kanzleitrost allemal so ähnlich wie ein
Ei dem andern. Das Reich und die Länder sind die grüßten
Waldbesitzer. Das Zeitungspapierwird aus Holz hergestellt.
Die wucherischen Holzprelss verteuern es. Der Waldbesitzer
Staat hat es in der Hand, diesen Wucher zu verhindern.
Also wozu lange Kommissionsberatungen?

r. Hauptversammlung der WürLt.LandwirtsHafts-iammer
Stuttgart, 6. Juli.

Gestern nachmittag trat die Württ. Landwirtschaftskam¬
mer Stuttgart im Sitzungssaal der früheren Ersten Kammer
in Stuttgart zu ihrer 6. Hauptversammlung zusammen, die
von dem Präsidenten der Kammer Adorno (Kaltenberg)
eröffnet wurde. Er wkes darauf hin, daß unsere wirtschaft¬
liche Lage sich nicht gebessert hat, worunter namentlich der
Mittelstand schwer leidet. Die traurigen Ereignisse der letzten
Tage haben gezeigt, wohin unsere jetzigen Verhältnisse füh¬
ren. Auch ist der Gegensatz zwischen Stadt und Land sowie
zwischen den einzelnen Klassen und Berufsgruppen immer
größer geworden; es droht daher die Selbstzerfleischung. Die
Frage, ob die Landwirte ihre Pflicht gegenüber der.Allge¬
meinheit erfüllt haben, muß bejaht werden. Dafür spricht das
Hilfswerk der deutschen Landwirtschaft, an dessen Bestrebun¬
gen auch der Klein- und Mittejbesitz Anteil hat. Trotz aller
Anstrengungen der Landwirte und reichlicher Anwendung
von Kunstdünger wird die Ernte doch nicht so ausfallen, wie
es den Mühen entspricht; sie wird in manchen Gegenden viel
geringer als im Vorjahr ausfallen. Die Getreideumlage ist
in einer weder die Allgemeinheit noch die Landwirtschaft be¬
friedigenden Weise geregelt worden.

An Stelle des verhinderten Crnährungsministers über-
brachte dann Präsident v. Sting  die Grüße des Ministers,
ebenso sprach er auch für die Zentralstelle für Landwirtschaft.

S t rö bel eine Uebersicht über den
des Jahrs 1921, über den wir bereits berich¬tet haben. ^

Die Kammer genehmigte den Geschäftsbericht und damit
d'' N°Ewerbungen ohne Aussprache, auch den Kassenberichtvon 1920, nach dem eine Mehreinnahme von 1 104 000 -4l
und ein Restvermögen auf 31. März I92r von 878  ovo
vorliegt. — Direktor Strobel  berichtete dann über den
haushaltplan der Landwirtschaftskammer für 1922, der in
fast allen Teilenu mdas Vierfache erhöht werden mußte. Er
schließt mit 9 035 000 -4l in Ausgaben und Einnahmen ab.
Der Umlagesatz soll auf 3 -4k für 100 -4k Steuerkapital fest-
gesetzt werden, so daß sich8 232 000 -4t Einnahmen ergeben.
Der Etat wurde einstimmig genehmigt.

Von der Kammer sind ausgeschieden Geh. Rat Aereboe
(Hohenheim), Ministerialdirektor Gauger (Stuttgart ) und
»tauß (Böblingen). Für Gauger wird Landesökonomierat
Ltorz gewählt, di« übrigen Wahlen verschoben. Zu Delegier¬

ten zum Deutschen Landwirtschastsrat für 1923 bis 1925 wer¬
den berufen Dr. Franck(Oberlimvurg), Adlung(Sindlingen),
Adornü(Kaltenberg), Vogt (Gochsen), Ströbel(Stuttgart).

Hierauf berichtete Direktor Ströbel  über den Grund¬
plan zur Förderung der Kaninchenzucht, der die Errichtung
von Deck- und Zuchkstationen und Musterkaninchenhaltungen,
sowie Veranstaltungr-on Ausstellungen und Förderung der
genossenschaftlichen FeA- und Wollverwertuna oorliebt. Der
Plan wurde einstimmig genehmigt. Die Taggelder der
Kammermitglieder wurden ab 1. Juni ds. Js. auf 180 °4k,
die Uebernachtgelder auf 120-4k, das Kilometergeld auf 2 -4k
erhöht. Bei Reisen außerhalb Württembergs gelten doppelt«
Sätze. Der Bericht über die Eröffnung der Frauenschulen in
Kupferzell und Blaubeuren wurde zur Kenntnis genommenund dem Vorschlag Hermann-Hohsnmühringen, auch den
Schwarzwaldkreismit einer solchen Schule zu versehen, der
Erwägung empfohlen. Im Laufe der Aussprache wurde auch
mitgeteilt, daß die nächste Ausstellung der Deut¬
schen Landwirtschaftsgesellschaft  im Jahr
1926 wohl mit Sicherheit nach Stuttgart  komme, nach¬
dem das Land Baden zugunsten Württembergs verzichtet
hat. In Wettbewerb steht noch Ulm. Die Stadt Stuttgart
trage sich mit der Absicht, eine großzügig angelegte Aus-
ste"l l u n g s ha l l e zu erbauen.

*
In der heutigen zweiten Sitzung begründete Schultheiß

M a un z-Aitheim die Forderung, eine reine Landwirt-
schaftecasse für Real- und Persoualkredit zu errichten, von
der gelte: Alles Geld für die Landwirtschaft von der Land¬
wirtschaft. In diese Kasse müßten die Landwirte alle ihre,
verfügbaren Mittel bringen; die Regierung müßte für die
Kasse das Bankgeheimnisund den Depotzwäng aufheben.

ErnährungsministerKeil  suchte die Notwendigkeit der
neuen Eetreiöeumlage zu begründen. Die württ. Negierung
werbe bestrebt sein, eins ungerechte Belastung der württ.
Landwirte zu verhüten. Es hieße aber Osl ins Feuer gießen,
wenn ein Stand sich gegen ein Gesetz auslehneu wollte. (Er¬
regte Zurufe.)

Hermann-  Hohenmühringen berichtet über die G e-
treideumlage.  Man hätte sie nicht wieder bringen dür¬
fen, denn sie gefährde das Hilfswerk der Landwirtschaft,
außerdem, sei sie eine schreiende Ungerechtigkeit. Das bis¬
herige Opfer der Landwirtschaft sei groß genug gewesen.
Warum denn die Linksparteien ihre Schneidigkeit nicht auch
nach anderen Seiten zeigen? Redner begründet eine Ent¬
schließung, die die Enttäuschung der Landwirte und dis Er- >
Wartung zum Ausdruck bringt, baß bi der Oberoerteilung der
Umlage die ungünstige Ernte in Württemberg bertjcksichtigi
wird und daß die .Kunstdüngerpreise in ein richtiges Ler-
hültnis zum Preis für das Umlaoegetreide gebracht werden.

F ei l ma y er -NuiLtal stellt fest, wie sich die einzelnen
Abgeordneten und Parteien zum Umlagegesetz verhalten ha¬ben. Die Erwartung, .daß es abgelehnt werde, Habs sich nicht
erfüllt. Jetzt werde der Landwirtschaft wieder ein unge¬
rechtes schweres Opfer zugemutet. Auf dem Lande sage man:
Dafür, daß dis Landwirte mit Kind und Kegel täglich 14
Stunden arbeiten, müssen sie denjenigen, die in 8 Stunden
ihren Unterhalt verdienen, noch abgeben.

Hanöelsu achrrchLen
DoNarkrrrs am 6. Juli : 457 Mir !:.
Bedeutende Erhöhung Lcs MeblprelfeS . Die Süddeutsche

Mühlenvereinigung bat eine neue gewaltige Erhöhung des Mehl¬
preises vorgenommen . Während der Preis für Weizenmehl Spe-
zial 0 am 1. 3u!i noch mir 2700 Mark für den Doppelzentner be¬
währt war , ist er heule auf 3300 Mark  heraufgeseht worden.Märkte

SlÄtgarh 6. Juli . Schlachtviehmarkk.  Dem Donners-
kacmirkt am Vieh - un-d Schlachthvs waren zugejührl : 88 Ochsen, 32
Bullen , 200 üunabullen, 258 iümgrindcr , 230 Kühe, 50!> Kälber,
1114 Schweine , 78 Schafe , 6 Ziegen . Alles verkauft . Erlös aus
ss 1 Zlr . Lebendgnwichl: Ochsen I. ZWO—3300, II. 2450 - 2800,
Butten I. 3000—3150, II. 2250—2750, Iungrinder I. 1050—3350,
II. 2650 - 2950, III. 2250- 2550, Kühe I. 2250—2550, II. 1550- 1950,
III. 1100—1350, Kälber I 3900—4100 , II. 3550—3750, III. 3100
bis 3-100, Schweine I. 62W—6300 , II. 5850 - 6100 . III. 5450—5750
Mark . Verlauf des Marktes : mäßig belebt.

Die Regelung des Viehverkehrs . Nach dem neuen Reichsgeseh
über Fleischverforgung vom 18. April 1922 ist beim Schlachtvieh-
oerkehr eine Reihe von Beschränkungen aufgehoben oder bereu
Anordnung den Landeshauptbehöröen Vorbehalten worden. Baden
hat von diesem Gebrauch gemacht. Auf den beiden Schlachtvieh-
Märkten Karlsruhe und Mannheim ist nach wie vor über jeden Ver¬
kauf -der Markkkommission ein Schlußschein  vorzulegen und
der Handel nach Lebendgewicht  vorgeschrieben . Die Zulas¬
sung zum Viehhandel bleibt an behördliche Genehmigung gebunden,
die aber vom Bezirksamt auf den beim Lawdeskommissar gebildeten
Viehhandelsausschuß übertragen worden ist.

Wetter-Bericht
Die starke Störung im Nordwesten löst den schwachen

Hochdruck über Süddeutschland vollends auf. Am Samstag
und Sonntag sind zahlreiche Gewitter mit starken, schließlich
auch abkühlenden Niederschlägen zu erwarten.

Letzte Drahtnachrichten.
Dentscher Reichstag.

Berlin , 6. Juli . Der Reichstag befaßte (sich heute mit
den Interpellationen der Linksparteien über das Fortbestehen
von Selbstjchutzorgantsationen, über die KönigSberger Htnden-
burgfeier und die anlirepublikanifchenKundgebungen von An¬
gehörigen der alten Armee und Reichswehr. Die Abg. Dr.
Moses lUSP .) und Vogel Franken (Soz ) begründeten die Inter¬
pellationen, wobei sie insbesondere bemängelten, daß sich die Re-
gimentsfriern immer mehr zu antirepubltkanischenKundgebun-
gen auswachsen und daß das Reichwehrmtnisterium die Beteili¬
gung von Reichswehrtruppen zulafse. Der ReichSwehrmimster
Geßier betonte, daß schon eine Reihe von Bünden verboten wor¬
den sei. Major Schleicher vom Retchswehrmtntstertum erklärte,
die Regimerttsiage seien ein Mittel , um über die im Volke
vorhandenen - Gegensätze hinwegzuführen. Bei Besprechung
der Interpellation kamen die Abg. Cuno (DVP ) u. Hensel
(DN.) zum Wort . Hiebet gab eS wüste Szenen . Als Cuno
von der Tribüne aus zugeklmscht wurde , verlangten die Un¬
abhängigen und Kommunisten die Räumung der Tribüne
und einzelne Trtbünenbesucher wurden von ihnen zu deren

Verlassen genötigt. Der Abg. Hensel erklärte, die Selbstschutz¬
organisationen seien nur eine Gegenmaßnahme gegen ltnks-
radikale Ausschreitungen und die Regtmentsfeiern dienten
nur der Kameradschaft. AIS er weiter sagte, die Heimat sei
dem Heer in den Rücken gefallen, die Linke sollte sich schä¬
men. ein neues Zuchthausgesetz zu machen, drangen Ab¬
geordnete der Linken auf den Redner ein und P ' äfident
Löbe mußte die Sitzung unterbrechtn. Nach ihrer Wieder¬
aufnahme ließ die Linke Hensel abermals nicht zum Wort
kommen und drang unter Lärm gegen die Rednertribüne
vor, so daß Präsident Löbe die Sitzung schließen mußte. —
Im Laufe der Sitzung wurde gelegentlich der Gesetzentwurf
zur Ausführung des Artikels 18 der Retchsversassung über
die Neugliederung des Reiches in der Gesamtabstimmung
angenommen.

konkrollausschüsse ln Thüringen
Golha, 6. Juli . Wie T .-U. meldet, sind in fast allen

Orten Thüringens durch die Arbeiterschaft Ueberwachungs-
ausschüsse gebildet worden, die die Entfernung reaktionärer
Beamten aus der Verwaltung und der Sicherheitspolizei vert
langen . Ein Oberausickuk soll für ganz Thüringen gebildetwerden.

Ieikmgsverbor
Breslau . 6. Juli . Die „Schlesische Volksstimms" (natio¬

nal) ist auf 4 Monate verboten worden.
Putsch in Brasilien

Paris , 6. Juli . Haoas berichtet von einem Putsch in Rso
oe Janeiro in der Nacht zum 5. Juli , der rasch untertwüm
worden sei.

Letzte Kurzmeldungen.
Die Brandkatastrophe der Norddeutschen Splitwerke hat

bisher 4 Tote gefordert.
In Rio de Janeiro ist das KciepSiecht verkündet worden.
Aus Antaß üer in den letzten Tagen in verschiedenen

Orten Deutschlands begangenen Ausschreitungen gegen Zei-
tungsbetrieve hat der Verein Deutscher ZeilungSoerleger daS
Reichsministerium des Innern mit ollem Nachdruck gebeten,
geeignete Schritte zum Schutze der Zeitungsi »triebe zu unter¬
nehmen.

Die anarchistischen Vorgänge in Zwickau sind nun im
Verhandlungsweg mit dem sozialistischen Aktionsausschuß
beseitigt worden. Darnach hat sich u. a. die Schupo jeder
Tätigkeit gegen die Arbeiter zu enthalten, eine Arbetterwehr-
mannschast wird gebildet und die Streiklage werden bezahlt.
Die Arbeit ist Donnerstag früh allgemein wieder ausgenom¬
men worden.

Die Aufständischen in Dublin haben sich ergeben.» Die
Regierungstruppen beherrschen die Lage.

Donnerstag jvormittag trat der württ . Städtetag im
Stuttgarter Rathaus zn einer Vollversammlung zusammen.
Gegenstand der Beratung ist die Aenderung deS AussührungS-
gesetzeS zum Landessteuerpesetz.

Ueberberg.I«s6Minclsm Beeren
jeder Art

auf hiesiger Gemeindemarkung ist für Auswärtige . 40
bei Strafe verboten.

3. 7. 22. Gemeinderat.

Am Sonntag , den 9. 3uli , nachmittags 2 Uhr findet
im Gasthvf z. Waldhorn rn Aliensteig  '

Vollversammlung
starr. 4,

Tagesordnung:
1) Wichtige Besprechungen von Jnnungsangelegenheiten.
2) Vortrag über das „Agv "-Verfahren von Herrn E.

Leonhard -KarlSruhe, Vorstand des deutschen Ago-dundes.
Arbeiten mit Ägo und Pressen nebst Zubehör sind zur

Ansicht ausgestellt.
Hiezu sind sämtliche Kollegen mit Frauen höfl. einge-

loden. Neugeprüfte Meister haben vollzählig zu erscheinen.
Nichtmitglreder haben Zutritt . Der Obermeister.

SugoIS us« Idduuisu.

vasLie

* IsnäM tksekM
yedrsucden.Kaufen 8iegut

».billig bei:

IH kv8iMl8-Duelier
aller Art

in großer Auswahl

G. w . Zaiser
Buchhandlung, Nagold.

2 junge

(3 Monate alt)
sowie

verkauft

1 Wmier-
HMilt

79
Karl Renz

Nagold , a. d. Insel.
Ebhausen.

Ein FamMb
4 Monat alt (Rotscheck)

ober ein ^8
6 Monat alt verkauft Sams¬
tag den 8. d. Mts ., mittags
2 Uhr. 77

Wilh . Dittas.



Amtliche Bekanntmachungen.
Betreff : Zusammensetzung der Bezirksfarreuschaubehörde.

Durch di« Wahl der AmtSversammlung bezw. de» Au»
schuffeS des landwirtschaftl. Vereins wurden zu Mitgliedern
der BqtrkSfarrenschaubehörde für die Zeitdauer vom I. Mai
1922 bis 30. April 1925 bestellt: 73

als Vorsitzender:
OberamtStierarzt Dr . Metzger  in Nagold,

als erster Stellvertreter:
Stadttierarzt Schneider  in Altensteig,

al» weiterer Stellvertreter:
Tierarzt Bühler  in Altenstetg-Stadt,

als Mitglied:
Karl Bühler,  Landwirt in Gültlingen,

als Stellvertreter:
1. Hirichwirt Kleiner  in Ebhausen,
2. Landwirt Link,  TrölleShof Gde. Effciugen.

Nagold, den 6. Juli 1922. Oberamt : Münz.

Bett , die Feldbereinigung Gültlingen II.
Nachdem die Maße und Werte der zu bereinigenden Fläche

festgestellt sind, werden den betreffenden Grundeigentümern
die BesttzstandSauszügezugestellt werden.

Die Besitzstands- und GinschStzungsiagfahrt findet am
Montag, den 24. Juli ds. Fs . vormittags 8 Ahr in dem
Ralhause zu Gültlingen statt ; in derselben können Ein¬
wendungen gegen die Besitzstandsaufnahme und gegen die
Schätzung nicht nur von den beteiligten Grundeigentümern,
sondern auch von den sonstigen Interessenten im weitesten
Sinne des Worts , also außer den Hypotbekengläubigern und
den dinglich berechtigten auch von den Pächtern und insbe¬
sondere den am Unternehmen selbst nicht beteiligten Anliegern
vorgebracht werden.

Dies wird mit dem Anfügen bekannt gemacht, daß etwaige
Einwendungen bei Ausschlußoermeidung bis zur Tagfahrt
oder in letzterer Zeit selbst bet der Vollzugskommission vor¬
zubringen find und daß gegen die Versäumnis rechtzeitigen
Vorbringens solcher Einwendungen eine Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand nicht stattfindet. In der Zwischenzeit
sind zwei Wochen lang vor dem Termin die Akten, (Situa-
tionSplan, Bonttierüngsoerzeichnis u. Protokolle, Besttzstand»-
register usw.) im Rathause zu Gültlingen zur allgemeinen Ein¬
sicht aufgelegt. 74

Nagold, den 6 Juni 1922. Oberamt : Münz.

Aufforderung
zur MgM der SlkNttttWrW skr die

Mperschasirfte«« u.KWitalemaOmr im.
^ I. Zur Abgabe einer KörperschastSsteuererklärungwerden

aufgefordert:
s ) Juristische Peisonen der öffentlichen und bürgerlichen

Recht» sowte alle Berggewerkschaflen;
b) nicht rechtsfähige Personenoereinigungen , Anstalten,

Stiftungen und andere Zweckoermögen mit Ausnahme
offener Handelsgesellschaften, Kommanditgesellschaften
und sonstiger Gesellschaften, bei denen die Gesellschafter
al» Unlernehmer dek Betriebs anzusehen sind.

Die Steuererklärung hat zu umfassen:
1. das Einkommen des Geschäftsjahres (Wirtschaftsjahres),

dessen Ende in die Zeit vom 1. April 1921 bis 3l.
Dezember 1921 fällt;

2. in Ermangelung eines besonderen Geschäftsjahr» (Wirt¬
schaftsjahres) das Einkommen de» Kalende,jahre« 1921.

Zuständig für die Veranlagung ist da» Finanzamt,
in dessen Bezirk der Ort der Leitung liegt.
Die Steuererklärung ist in der Zeit vom 1. Falt bis
31. August 1922 bei dem Finanzamt einzureichen. Vor¬
drucke können beim Finanzamt empfangen werden. Die
Pflicht zur Abgabe der Steuererklärung besteht auch
dann , wenn ein Vordruck nicht zugesandt worden ist.
Den Steuererklärungen sind beizufügen : Bilanzen mit
Gewinn- und Verlustrechnnngen, Geschäftsberichte, Mit
gltederversammlungsprotokolle.

Wer die Frist zur Abgabe der Steuererklärung ver¬
säumt, kann mit Ordnungsstrafen zur Abgabe ange¬
halten, auch kann ihm ein Zuschlag bis zu 10. v H.
der endgültig festgesetzten Steuer aufgelegt werden.
(8§ 170, 202 der ReichSabgabenordruag .)

Wer die Körperschaftssteuer hinterzieht oder zu hin¬
terziehen versucht, oder wer eine derartige Handlung
seine» Vorteil» wegen begünstigt oder hierbei hilft,
wird mit einer Gelvstrafe bi» zum zwmztgfachen Be¬
trage der hinterzogen S -euer bestraft. N -ben der Geld¬
strafe kann auf Gefängnis erkannt werden. (88 30 ff.
deS KörperschaflssteuergksetzeS, 359 ff. der Rcichsab
gabenordnung .)

II. ErwerbSgesellschaften haben innerhalb eine» Monats
nach Feststellung der Bilanz ohne besondere Aufforde¬
rung eine vorläufige Zahlung auf die Körperschafts
steuer zu entrichten. Diese Zahlung , die bish-r 10 0. H.
des Reingewinns betrug, ist für die nach dem 31. De¬
zember 1921 abgelaufenen Geschäftsjahre auf 15 v H.
erhöht worden. Gesellschaften, die die vorläufige Zah
lung bereits in der bisher vorgeschriebenenHöhe ent
richtet haben, haben den Mehrbetrag alsbald oder, falls
der Abschluß noch nicht festgestellt ist, den erhöhten
Gesamtbetrag binnen einem Monat nach Feststellung
des Abschlüsse» zu zahlen.

8 . Die unter Nr. ^ In, d genannten körprrschaftssteuerpflich-
tigen Psrsonrnveretnigungen und Zweckoermögen wer¬
den aufgefordert, gleichzeitig mit der Körperschaft'
steuererklärung eine

KapitalertragssteuererklSrung
abzugeben.

Die Kapitalertrag »steuererklärung hat zu umfassen:
1. Di- kontbeträge von Wechseln und Anweisungen ein¬

schließlich der Schatzwechsel, soweit es sich um Kapital
anlagen handelt,"

2. alle Erträge aus ausländischen Kapitalanlagen , die im
Kalenderjahr 1921 bi» zum Ablauf des Geschäftsjahr»
(Wirtschaftsjahrs) bezogen worden "find, dessen Ende in
die Zeit vom 1. Januar 1921 bis zum 31. Dezember
1921 fällt. In Ermangelung §s><.--7rr^ 77j: .oberen Ge
schäftsjahr» (Wirtschaftsjahrs) sind die im Kalenderjahr
1921 bezogenen Kapitalerträge anzugeben.

Der Anschaffung und der Darleihung von Geld dienende
Unternehmungen, die auf Grund deS8 76 des Reichkstempel«
gesctze» angemeldet oder einer angemeldelen Unternehmung
gleichgestellt sind, haben nur die Erträge aus ausländische!
Wertpapieren (insbesondere Dividenden, Anleihezinsen und
dergl )"anzugeben.

Aliensteig, den 5. Juli 1922.
72 Finanzamt : Reg.Rat Hillen A.V.

Be-imwach««! tetr. Bewert««! nel-werier
Vorteile(freie Verpfleg««!, Wo-«««! «sw.)

-ei» Ste«era»z«! oom Meitsloh«.
(8 2 S .StA .D.B .)

Mit Wirkung vom 1. Fall 1922 ab werden gemäß Be
kanntmachung des Landesfinanzamts Abteilung für Besitz
und Verkehrssteuern vom 20. Juni 1922 im ganzen Bezirk
der Landesfinanzamts (Württemberg und Hohenzollern) für
den Steuerabzug vom Arbeitslohn etnhetilich veranschlagt:

auf täglich auf monatlich
1) die freie Unterkunft u. Verpflegung

(sog. freie Station einschließlich
Wohnung , Heizung, Beleuchtung) 15 450

2) die freie Verpflegung (Beköstigung
ohne Wohnung ) . 13 390

3) die freie Wohnung («inschl Hei¬
zung und Beleuchtung) . . . 2 60

Der Wert einzelner Teile der Verpflegung und sonstiger
Sachbezüge wird durch das Finanzamt veranschlagt. 78

Ältenstei- , den 6. Juli 1922.
Finanzamt. Reg. Rat Hillen  A .B.
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Gbhausen.

Einweihung des
Kriegerdenkmals

am Sonntag , den Y. Juli ds . ) s.
1 Uhr : Trauergottesdienst.

Hierauf Aufstellung des Trauerzugs bei der
Rirche und Zug dess. zum Friedhof zur Ent¬

hüllung des Denkmals.
Hiezu wird im Namen der bürgerlickien

und kirchlichen Gemeinde und der Vereine
eingeladen.
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SporlSsreunde und Gönner des Radsportes aus
n.ch und fern find freundl. eingeladen.

Mit Sportsgruß „All Heil" !

7s KMÄlrer-Verkiii KärtMgev.
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Wir stellen sofort

einige jüngere Arbeiter
und Arbeiterinnen

75

ein.
Schwarzwälder Lederkohlen - u. Härtemittelwerke

Tannyauser L Städele
Nagold.

Ol

g/ ^ clilungl
Z Kgljfgfikkk-Verein„Wer"
ls!

^ feiert am Sonntag , den 9. Inli 1922

Verloren
ging vom Hotel Post—Oel-
mühle eine 56

Vroslhe.
Gegen gute Belohnung ad-

zugeben

Nagold.

s,i .̂

MdiHes kesteilen
ue,huirdiii mit

im Hirschsaal
unter Mitwirkung der

Stadlkapelle Wtldberg, wozu wir Sportskollegen
F eu de und Gönner der Sache von hier und Um¬
gebung herzlich etnladen. 35

Der Ausschuß.

^1 L-Swenaro ^ erie
lisgol« unck«bdsllseii

Solider Herr
viel auswärts tätig,

sucht
mögt, sofort  gut möbl.

Zimer.
Angebote unter A. 66 an

die Geschäftsstelle erbeten.

Emmingen.
Verkaufe ein 64

Solange Vorrat
bieten wir an

L N «Vv 43

ZlhNI - ,
Halbrenner, wie neu.

8srl Mrssm, imsokan

Meekk8s1r
p r P 'ur d-Paket ^ 4 30.

k«kgL8ekmlä.
Aufkicbadreffen

bei Buchhandlung Zaiser.

Freitag und Samstag
Abend 8.18 Uhr

und Sonntag 2 30, 4.30
und 8.13 Ahr

das große amerikanische
Sensations -Drama

Tn
BeimwM Isllh.

I Teil in 36 Akten,

sowie öll ^ ^ Ik! in 3 Akte».
Dieses sehenswerte Drama,
wurde tu allen erstklassig.
Theatern mit großem Er¬
folg gespielt u . sollten die
w. Kinobesucher die Vor¬
stellung nicht versäumen

Einige

TMm
können sofort eintreten bei

Reinhold Rauseo
71 Nagold.

Ne « mod. «7

Auzug
f. schw. Figur Gr. 160—168
billiu zu oerk.

Anzus. bei Bosch»
Emmtngerstr. 354 1.
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